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Dem 8. März gebührt somit auch
in Zukunft Beachtung. Überflüssig
ist er erst, wenn sein Ziel erreicht ist
– und das weltweit.

Rosa Farbenfroh, Potsdam
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Japan auf dem Weg zur „Normalität“
Verfassungswandel, nationales Selbstbewusstsein und Pazifismus

Als die japanische Staatsrechtslehrervereinigung 2004 zur Zeit der Kirsch-
blüte ihre deutschen KollegInnen nach Tokio einlud, stand ein großes
Thema auf dem Programm: ‚Verfassungswandel‘. So mancher Rechtstheo-
retiker frohlockte ob dieser scheinbaren Theoriediskussion. KennerInnen
der japanischen Politik indes schwante Böses. Nach fast sechzig Jahren
steht das in der japanischen Verfassung verankerte Pazifismusgebot dem
nationalen Selbstbewusstsein eines Landes im Wege, das die Verbrechen
seiner Militärs in der Vergangenheit endlich vergessen will.

Die Japanische Verfassung (JapVerf)
hat seit ihrem Inkrafttreten 1947 kei-
ne einzige Änderung erfahren. Dies
könnte sich nun ändern: Derzeit wird
eine Verfassungsänderung vorberei-
tet, die Japan auf den Weg der „Nor-
malität“ führen soll. Kernstück der
geplanten Reform ist die Einschrän-

kung des Pazifismusgebots – das die
Japanische Verfassung bisher welt-
weit zu einer Besonderheit machte.

Verankert ist dieses Pazifismus-
gebot in Art. 9 der Japanischen Ver-
fassung . In der englischen Überset-
zung des Verfassungstextes lautet es:

(1)Aspiring sincerely to an interna-
tional peace based on justice and
order, the Japanese people forever
renounce war as a sovereign right
of the nation and the threat or use of
force as means of settling interna-
tional disputes.
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Neuorientierung in
Fragen von
Krieg und Frieden

Der im November 2005 durch die re-
gierende Liberaldemokratische Partei
(LDP) vorgelegte „Entwurf für eine
neue Verfassung“ deutet schon in
der Präambel eine Neuorientierung in
Fragen von Krieg und Frieden an.
Dort heißt es: „Das japanische Volk
hofft ehrlich, dass international Frie-
den bestehe, der auf Gerechtigkeit
und Ordnung beruht, und arbeitet
mit anderen Staaten zusammen, um
diesen zu verwirklichen.“

Das Pazifismusgebot des Art. 9 I
JV soll dem Entwurf nach beibehal-
ten werden. Anstelle des Art. 9 II JV
soll allerdings ein Art. 9a treten, der
die Selbstverteidigungsstreitkräfte
anerkennt und Regelungen über de-
ren Aufgaben und Befugnisse trifft.
Im Entwurf heißt es in Abs. 1 dieses
Artikels: „Um den Frieden und die

Selbstständigkeit unseres Landes
sowie die Sicherheit des Staates und
des Volkes zu garantieren, wird eine
Selbstverteidigungsstreitmacht be-
reitgehalten, deren Oberbefehlsha-
ber/in1 der/die Ministerpräsident/in
ist. Schon die Wortwahl im japani-
schen Original zeigt deutlich, dass
diese Selbstverteidigungsstreitmacht
nicht etwa nur der Selbstverteidigung
dienen soll. Unter der bisherigen
Rechtslage wurde das Wort Gun zur
Bezeichnung der Streitkräfte, die Ja-
pan trotz des konstitutionellen Pazi-
fismusgebots seit 1954 unterhält,
streng gemieden. Gun, das waren die
kaiserlichen Streitkräfte vor 1945. In
den Debatten um Art. 9 JapVerf mar-
kierte dieses Wort stets das, was die-
se Norm nach einhelliger Ansicht ge-
rade nicht erlaubt: „Normale Streit-
kräfte“ mit einer „normalen Ausstat-
tung“ und „normalen Befugnis-
sen“ – sprich eine Armee, die im
Zweifel nicht nur einer eng verstan-
denen Selbstverteidigung dient. Im
Entwurf taucht es nun auf.

Dass die Befugnisse dieser
„Selbstverteidigungsstreitmacht“
tatsächlich dieser neuen Bezeich-
nung als Gun gerecht werden und
über die in Abs. 1 genannten Selbst-
verteidigungsaufgaben hinausgehen

können, ergibt sich aus Abs. 3. Hier-
nach kann die Selbstverteidigungs-
armee durch Gesetz berechtigt wer-
den, sich an internationalen Einsät-
zen zu beteiligen, die „den Frieden
und die Sicherheit der internationa-
len Gemeinschaft schützen oder die
öffentliche Ordnung in Notstandssi-
tuationen aufrecht erhalten sollen
oder dem Schutz des Lebens oder der
Freiheit der Staatsbürger/innen die-
nen.“

Von der Wiederbewaff-
nung zum Irakkrieg

Politisch ist die Verfassungsände-
rung lange vorbereitet worden. Die
Aufweichung des Pazifismusgebotes
begann bereits wenige Jahre nach
dem Inkrafttreten der Nachkriegsver-
fassung. Aufgefordert durch die US-
amerikanische Besatzungsmacht
stockte die japanische Regierung
nach Ende des Koreakrieges 1952 die
Polizeikräfte massiv auf, zwei Jahre
später wurden mit Teilen ihres Per-
sonals die Selbstverteidigungsstreit-
kräfte gegründet. Während zunächst
weitgehend Konsens bestand, dass
diese nur der Verteidigung des Lan-
des im Angriffsfall dienen sollten,
und damit gar keine „richtige“ Armee
seien, wurden japanische Soldaten
seit Anfang der 1990er Jahre auch ins
Ausland entsandt. Als Blauhelme
wurden sie beispielsweise in Kambo-
dscha, auf den Golan-Höhen und in
Zaire zur Betreuung von Flüchtlin-
gen aus Ruanda eingesetzt. Dies
wurde von Seiten der Regierung als
rechtmäßig angesehen, da es sich
nicht um Einsätze in akuten Kriegs-
gebieten handelte und die Soldaten
als Blauhelme mit einem UN-Mandat
ausgestattet waren, Gewalt nur zur
Selbstverteidigung anwenden durf-
ten und auch nur im dafür erforderli-
chen Maß bewaffnet waren.

Der seit 2003 andauernde Einsatz
japanischer Truppen im Irak hinge-

(2)In order to accomplish the aim
of the preceding paragraph, land,
sea and air forces, as well as other
war potential, will never be main-
tained. The right of belligerency of
the state will not be recognized.

Exekution chinesischer Widerständler während der Invasion Japans in
China im Zweiten Weltkrieg (1937-45), die ca. 18 Mio. zivile Opfer forderte
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gen erfüllt auch diese Kriterien nicht.
Zwar sind die bis Juli 2006 in Sama-
wa stationierten Soldaten nicht an
Kampfhandlungen beteiligt. Sie sol-
len den Wiederaufbau unterstützen
und humanitäre Hilfe leisten. Ein UN-
Mandat hierzu haben sie nicht, vor
allem aber ist sehr fraglich, ob es sich
beim Irak nicht um ein akutes Kriegs-
gebiet handelt. Proteste hervorgeru-
fen hat die Entsendung von Trup-
pen in den Irak in der Öffentlichkeit
noch aus einem anderen Grund: In-
dem japanische Soldaten dort huma-
nitäre Aufgaben erfüllen, unterstüt-
zen sie den US-amerikanischen
Krieg, der in Japan, wie in vielen an-
deren Ländern auch, von weiten Tei-
len der Bevölkerung abgelehnt wur-
de. Die Unterstützung eines US-ame-
rikanischen Krieges ist nur schwer
mit dem Verfassungstext in Einklang
zu bringen, der die Beteiligung an
Kriegen gänzlich zu verbieten
scheint, in jedem Fall aber an solchen
Kriegen, die nicht unmittelbar der
Selbstverteidigung dienen.2

Umstritten: die Ausle-
gung von Art. 9 JapVerf

Es drängt sich die Frage auf, wie die-
se Entwicklung von der Wiederbe-
waffnung zur Teilnahme an Aus-
landseinsätzen angesichts eines in
der Verfassung verankerten Pazifis-
musgebots überhaupt möglich war.
Dazu muss die Auslegungsgeschich-
te von Art.  9 JapVerf etwas näher
beleuchtet werden.

Ob die Verankerung eines Pazi-
fismusgebotes auf japanische oder
US-amerikanische Initiative zurück-
geht, ist unklar. Fest steht jedenfalls,
dass sowohl die USA, die als Besat-
zungsmacht nach Ende des Zweiten
Weltkrieges maßgeblich an der Ver-
fassungsgebung mitwirkten, als auch
die ostasiatischen Nachbarstaaten,
insbesondere China, darauf drangen,

dass verfassungsrechtlich sicherge-
stellt werden solle, dass von Japan
in Zukunft keine militärische Gefahr
mehr ausgehen könne. Seit der Öff-
nung Japans im Jahre 1868 (Meiji-Re-
stauration) hatte sich Japan nach und
nach als militärische Macht im ost-
asiatischen Raum etabliert, die zu-
nehmend eine expansionistische Po-
litik betrieb. Dem lag das politische
Konzept des Fukoku-Kyôhei zu-
grunde, übersetzt: das Prinzip des
„reichen Landes und der starken Ar-
mee“. Die Entwicklung einer kapitali-
stischen Wirtschaftspolitik und die
militärische Aufrüstung gingen Hand
in Hand. Bereits 1894/95 trugen Ja-
pan und China ihren Konflikt um die
von beiden Seiten angestrebte Ein-
flussnahme auf Korea kriegerisch
aus, 1904 führte die Auseinanderset-
zung mit Russland um dessen Ver-
such, die Mandschurei und Korea zu
kolonialisieren, zum Krieg. 1910 an-
nektierte und kolonialisierte Japan
die koreanische Halbinsel. 1934 mar-
schierten japanische Truppen in der
Mandschurei ein, drangen in den
Folgejahren bis Singapur vor und
verwandelten ganz Ostasien in ein
Schlachtfeld. Eine solche Geschich-
te sollte sich nicht wiederholen, von
Japan sollten nie wieder militärische
Aggressionen ausgehen dürfen.

So eindeutig der Wortlaut des
Art. 9 JapVerf auf den ersten Blick
klingt, so umstritten war seine Bedeu-
tung trotz dieses historischen Hin-
tergrundes von Anfang an. Seine
Auslegung hat sich in den vergan-
genen 60 Jahren den politischen Ge-
gebenheiten und Möglichkeiten an-
gepasst, so dass zuletzt eben auch
die Entsendung von Truppen in den
Irak von den Regierungsparteien als
verfassungskonform angesehen
wurde.

Die Kontroverse3 entzündete
sich bereits kurz nach Inkrafttreten
der Verfassung 1947. Bis heute ste-
hen sich verschiedene Positionen
gegenüber: Während eine Seite in
Art. 9 JapVerf ein striktes Verbot jeg-
licher Kriegsführung sieht und so-
mit Japan auch ein Selbstverteidi-
gungsrecht abspricht, hält die ande-
re Seite das Selbstverteidigungsrecht
für Japan, wie für alle anderen Län-
der auch, durch die UN-Charta für
selbstverständlich gegeben. Einig-
keit über die Zulässigkeit der Wie-
derbewaffnung besteht aber auch
innerhalb dieses Lagers keineswegs:
Aus Sicht eines Teiles der Befürwor-
terInnen des Selbstverteidigungs-
rechts bleibt dieses aufgrund von
Art. 9 II  JapVerf bloß hypothetisch:
Japan habe zwar ein Selbstverteidi-

Japanisches Kontingent im Irak, 2005
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gungsrecht wie jedes andere Land
auch, es habe aber kein Recht, hier-
für Truppen und Waffen bereit zu
halten. Der Verzicht auf Streitkräfte
hat also nach dieser Ansicht einen
absoluten Charakter.

Dem steht diejenige Auffassung
gegenüber, die sich in der politischen
Entwicklung der vergangenen 60 Jah-
re durchgesetzt hat: Japan habe ein
Selbstverteidigungsrecht und dürfe
dieses auch durch eigene Streitkräf-
te absichern. Diese Auslegung stützt
sich auf zwei Formulierungen in
Art. 9 II JapVerf: Zum einen beziehe
sich Abs. 2 aufgrund der Formulie-
rung „In order to accomplish the aim
of the preceding paragraph...“ nicht
auf ein mögliches Selbstverteidi-
gungsrecht, da gerade dieses nicht
von Abs. 1 erfasst sei. Zum anderen
seien Streitkräfte nach Abs. 2 erlaubt,
solange sie kein „war potential“ hät-
ten. Streitkräfte mit einer militärischen
Kapazität, die nur für die Selbstver-
teidigungszwecke, nicht aber für ei-
nen Angriffskrieg ausreichten, seien
also zulässig.

Verteidigungsfragen der
Politik überlassen –
zur Rolle der Gerichte

Höchstgerichtlich ist dieser Streit nie
abschließend entschieden worden.
1959 urteilte der Oberste Gerichtshof
in der sogenannten Sunagawa-Ent-
scheidung, dass Art. 9 I JV das Selbst-
verteidigungsrecht nicht generell
ausschließe.4 Das Gericht war der
Ansicht, dass die Frage, ob Japan
eigene Streitkräfte unterhalten dür-
fe, getrennt hiervon zu betrachten sei
und ließ sie offen. In dem Prozess

ging es um die Frage, ob die Statio-
nierung US-amerikanischer Truppen
auf japanischem Boden verfassungs-
gemäß ist. Die KlägerInnen waren der
Ansicht, dass die Stationierung zu-
mindest deswegen unzulässig sei,
weil ihr Ausmaß über das für die Ver-
teidigung Japans notwendige Maß
weit hinausgehe.

Mit der Frage der Verfassungs-
mäßigkeit der Selbstverteidigungs-
streitkräfte setzte sich erst im Jahre
1973 ein Gericht im sogenannten
Naganuma-Fall auseinander: Das
Land- und Forstwirtschaftsministe-
rium hatte die Abholzung eines staat-
lich geschützten Waldgebietes ge-
nehmigt, damit dort ein Truppen-
übungsplatz eingerichtet werden
könne. Eine solche Genehmigung
durfte aber nur erteilt werden, wenn
dies im öffentlichen Interesse lag. An-
wohnerInnen reichten beim Bezirks-
gericht Sapporo gegen die Genehmi-
gungserteilung Klage ein und stütz-
ten sich in ihrer Argumentation dar-
auf, dass Art. 9 JapVerf jegliche Streit-
kräfte verbiete. Die Selbstvertei-
dungsstreitkräfte seien daher verfas-
sungswidrig, für einen Truppen-
übungsplatz fehle dementsprechend
das nötige öffentliche Interesse. Das
Bezirksgericht gab der Klage statt,5

diese scheiterte jedoch in der nächst-
höheren Instanz, dem Obergericht
Sapporo6. Es begründete dies dahin-
gehend, bei der Frage, auf welche
Weise sich unser Staat bei bewaff-
neten Angriffen durch andere Staa-
ten verteidige, handele es sich um ein
äußerst wichtiges Problem. Daher sei
die zu treffende Entscheidung eine
grundlegende politische Entschei-
dung des Staates, die neben einem
Urteilsvermögen auf der Grundlage
sehr spezieller technischer Kenntnis-
se politische Urteilskraft benötige.
Hieraus schloss das Gericht, dass
dem Gesetzgeber in Fragen, die die
Verteidigung betreffen, ein Einschät-

zungsspielraum zukommt, die Gerich-
te in diesen Angelegenheiten also nur
eingeschränkte Prüfungsmöglichkei-
ten haben. Verteidigungsfragen sei-
en nur auf offensichtliche Verfas-
sungsverstöße hin zu überprüfen. Ein
solcher liege allein schon deswegen
nicht vor, weil es zu der Frage der
Verfassungsmäßigkeit der Selbstver-
teidiungsstreitkräfte verschiedene
Ansichten in der rechtswissen-
schaftlichen Literatur gebe, die alle
jeweils auf ihre Weise plausibel sei-
en. Letztlich sei Art. 9 II JapVerf  kei-
ne Vorschrift, „die eindeutig als prä-
zise Rechtsvorschrift verstanden
werden“ könne. Aufgrund der ge-
setzlich vorgesehenen Organisation
und Ausstattung der Selbstverteidi-
gungsstreitkräfte könne man jeden-
falls nicht sagen, dass diese offen-
sichtlich auf einen Angriffskrieg aus-
gerichtet seien.

Diese Lehre vom Einschätzungs-
spielraum der Politik wurde bereits
durch die Sunagawa-Entscheidung
des Obersten Gerichtshofs von 1959
vorbereitet und in der Naganuma-
Entscheidung durch das Obergericht
Sapporo konkretisiert. Sie hat sich in
der Rechtsprechung durchgesetzt.
Die Gerichte haben damit Verteidi-
gungsfragen dem juristischen Dis-
kurs entzogen.7 Hieraus erklärt sich
die große Bedeutung, die der Ausle-
gung des Art. 9 JapVerf durch die Po-
litik zukommt – insbesondere der
Auslegung durch die seit 1946 fast
ununterbrochen regierende konser-
vative LDP.

Verfassungsänderung
nur mit Zustimmung des
Volkes

Dass es nicht schon längst zu
einer Änderung der Verfassung ge-
kommen ist, hat seine Gründe. Die
japanische Verfassung stellt an ihre
Änderung hohe Anforderungen. Es

                                                                                                                                                  Recht in der Welt



Ausgabe 14 | 2006

92

müssen sich nicht nur beide Kam-
mern des Parlaments mit 2/3 ihrer
Mitglieder für die Verfassungsände-
rung aussprechen, es muss auch eine
Volksabstimmung durchgeführt wer-
den, bei der die Mehrheit der Bevöl-
kerung der Änderung zustimmen
muss. Ein Gesetz, dass die Modalitä-
ten für diese Volksabstimmung regelt,
wird derzeit im Hinblick auf die ge-
plante erstmalige Verfassungsände-
rung vorbereitet.

Allein die Mehrheitsverhältnis-
se im Parlament entscheiden den
Kampf um Art. 9 JapVerf also nicht.
Die GegnerInnen der Verfassungsän-
derung wenden sich dementspre-
chend direkt an die abstimmungsbe-
rechtigte Bevölkerung. Im Aufruf der
„Kyûjô no Kai“ (engl. „Article Nine
Association“)8 fordern etwa der Li-
teraturnobenpreisträger Kensaburo
Ôe und der Publizist Shûichi Katô
jeden Einzelnen dazu auf, sich be-
wusst für eine Verfassung zu ent-
scheiden, die Art. 9 JapVerf in seiner
derzeitigen Fassung beinhaltet, und
damit Verantwortung für eine Zu-
kunft Japans und der Welt in Frieden
zu übernehmen. Durch die Anerken-
nung des kollektiven Selbstverteidi-
gungsrechts Japans und die Entsen-
dung japanischer Streitkräfte zu Aus-
landseinsätzen, insbesondere zuletzt
in den Irak, habe Japan einen Weg
eingeschlagen, auf dem internationa-
le Konflikte mit militärischer Gewalt
gelöst werden. Die Erfahrung mit mi-
litärischen Interventionen seit den
1990er Jahren habe jedoch gezeigt,
dass auf diese Weise Krisen und
Konflikte nicht wirksam gelöst wer-
den könnten. Als Land, das den Zwei-
ten Weltkrieg gerade deswegen ver-
loren habe, weil es einen Angriffs-
krieg nach dem anderen geführt habe,
solle sich Japan darauf besinnen,
dass Konflikte am ehesten durch Di-
plomatie und Gespräche beigelegt
werden könnten. Die Entsendung

von Truppen in Gebiete, in denen
eine internationale Intervention nicht
gewünscht sei, als „Unterstützung“
zu bezeichnen, sei zudem nichts an-
deres als ein Ausdruck von Arro-
ganz. Eine Verfassungsbestimmung
mit dem Inhalt des jetzigen Art. 9
müsse als Chance begriffen werden,
in einer die Partnerstaaten respektie-
renden Weise mit diesen internatio-
nal beim Aufbau einer friedensorien-
tierten Diplomatie zusammenzuarbei-
ten.

„Vaterlandsliebe“
als Erziehungsziel

Die Änderung des Art. 9 JapVerf ist
nicht isoliert zu sehen. Sie wird flan-
kiert von einigen Maßnahmen, die

darauf abzielen, Gesetze, die unter
dem Eindruck des gerade verlorenen
Zweiten Weltkrieges in der unmittel-
baren Nachkriegszeit erlassen wur-
den, zu revidieren und  ein neues
nationales Selbstbewusstsein zu
schaffen. Vor allem die Schulen sind
hiervon betroffen: So gab es in den
vergangenen Jahren Konflikte um die
Frage, ob zu offiziellen Anlässen wie
Einschulungen und Abschlussfeier-
lichkeiten die Nationalhymne gesun-
gen oder die Nationalflagge gehisst
werden müsse, und die Genehmigung
revisionistischer Schulgeschichtsbü-
cher durch das Kultusministerium
führte zu massiven Protesten in Chi-
na und Korea. Ende April dieses Jah-
res hat die Regierung einen Geset-
zesentwurf zur Änderung des Erzie-

Festnahme bei Protestkundgebung vor der Botschaft der USA in Tokio aus
Anlass der militärischenden Intervention im Irak, März 2003
(Quelle: Spiegel)
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hungsgrundsätzegesetzes in das Par-
lament eingebracht, der als Erzie-
hungsziel unter anderem vorsieht,
dass Kinder lernen sollen „Tradition
und Kultur zu respektieren und un-
ser Land und unsere Heimat, die eben
diese hervorgebracht haben, zu lie-
ben“. Zwar werden im Entwurf als
gleichwertige Erziehungsziele auch
der Respekt vor anderen Ländern,
Frieden und Demokratie genannt. Vor
allem in der größten LehrerInnenge-
werkschaft Nikkyôso, wird diese Re-
gelung aber überhaupt nicht als harm-
los angesehen. Die Regierung be-
teuere zwar, dass „Vaterlandsliebe“
etwas sei, was nicht erzwungen wer-
den könne. Mit einem derartigen Er-
ziehungsziel könnten in den Schulen
aber doch nach und nach kleine Na-
tionalistInnen herangezogen werden,
so der Gewerkschaftsvorsitzende
Yasuo Morikoshi in seiner Rede auf
der Hauptversammlung am 23. Juni
2006.9 Er erinnerte daran, dass noch
vor wenigen Jahrzehnten in den
Schulen gelehrt wurde, dass es sich
lohne, für das „Vaterland“ zu sterben.
Das noch geltende Erziehungrund-
sätzegesetz sei in einer Zeit entstan-
den, in der Lehren aus dem verlore-
nen Zweiten Weltkrieg gezogen wur-
den. Ziel sei es gewesen, Frieden,
Demokratie und Menschenrechte zu
stärken, es galt der Slogan „Schickt
eure Schüler/innen nie wieder ins
Schlachtfeld!“.

Auf dem Weg
zur „Normalität“

Ein derartiges historisches Bewusst-
sein lassen die politischen Eliten der
Regierungsparteien vermissen. Ja-
pan müsse in der Welt Verantwor-
tung übernehmen, heißt es da.
60 Jahre nach Kriegsende sei die Zeit
reif für eine neue Verfassung – und
damit ist dann wohl auch die Zeit
gekommen, den berühmten „Schluß-

strich“ unter die Geschichte zu zie-
hen. Überhaupt erinnert die japani-
sche Diskussion um die Änderung
von Art. 9 JapVerf an einiges, was in
den letzten Jahren hierzulande zu
vernehmen war. In Japan wie in
Deutschland ist man seit 1989/90 auf
der Suche nach einer Rolle in der
Welt, die nicht mehr belastet ist
durch das, was sich diese Länder im
Zweiten Weltkrieg haben zu Schul-
den kommen lassen. Es verwundert
nicht, dass beide Länder in etwa zeit-
gleich begonnen haben, sich an Aus-
landseinsätzen militärisch zu beteili-
gen und sich nun ebenfalls zeitgleich
um einen ständigen Sitz im Sicher-
heitsrat der UN bemühen. Doch ge-
rade dies zeigt: Das Streben danach,
ein „normaler Staat“ zu sein, das Ja-
pan und Deutschland eint, ist offen-
bar nur wenig entfernt von dem An-
spruch, in der Welt „wieder wer sein“
zu wollen. Gesetzliche Regelungen,
die sich auf diesem Weg als Hinder-
nis darstellen, werden revidiert –
auch wenn sie als Lehren aus dem
Zweiten Weltkrieg an Aktualität und
Gültigkeit nicht eingebüßt haben. Die
angestrebte „Normalität“ zielt darauf
ab, sich mit militärischen Mitteln an
den kriegerischen Auseinanderset-
zungen dieser Welt zu beteiligen. Ein
„normaler“ Staat zu werden heißt
dann: an eine Zeit anknüpfen, die wir
längst hinter uns gelassen haben
wollten.

Lena Foljanty, Greifswald
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